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Man macht sich ein falsches Bild
Das Bild, das man sich macht, ist
ja oft ein falsches. Da wird man
gefragt, ob es denn wirklich sein
kann, dass die Großmutter des
US-Präsidenten dessen Friedens-
nobelpreis gefeiert habe. Man ist
überrascht und erinnert sich, dass
es da eine Todesmeldung gegeben
hat. Das lässt sich leicht nachprü-
fen – zu schnell, schon ist von der
falschen Oma die Rede. Vor einer
Woche ist diese Verwechslung an
dieser Stelle passiert. Präsident Ba-
rack Obama hat seine Großmutter
mütterlicherseits, Madelyn Dun-
ham, auf Hawaii verloren, Sarah
Obama hingegen lebt. Greenpeace-
Aktivisten haben kürzlich Solar-
zellen auf ihrem Haus angebracht,
es geht ihr augenscheinlich gut.
Die Darstellung, sie habe sich in
Kenia gefreut und ihren Enkel
hochleben lassen, wäre also nicht
zu korrigieren gewesen.

Mit ein wenig Konzentration
hätte es auch glatt gelingen kön-
nen, die geplante Änderung des
spanischen Abtreibungsgesetzes
korrekt darzustellen. „Die neue
Bestimmung sieht vor, dass ein
Schwangerschaftsabbruch inner-
halb der ersten 14 Tage legal ist“,
erklärtenwir.14Wochenwärendie
richtige Angabe gewesen.

Das Bild, das wir uns von unse-
rer parlamentarischen Vertretung
gemacht haben, ist ebenfalls nach-
zuschärfen. „Nur 67 von 183 Natio-
nalratsabgeordneten sind weib-
lich“, rechneten wir anlässlich ei-
ner Frauenenquote im Hohen Haus
Anfang des Monats vor. Das seien

27,9 Prozent aller österreichischen
Abgeordneten. Diese ominöse Pro-
zentzahl war schon am Tag davor
im Blatt aufgetaucht – in faszinie-
render Weise war sie da richtig, 24
Stunden später jedoch falsch.

Über Nacht sind die Bezugsgrö-
ßen verrutscht. Unter den 183 Ab-
geordneten zum Nationalrat gibt es
eben nur 51 Frauen – das sind tat-
sächlich 27,9 Prozent. Es gibt aber
noch 16 weibliche Abgeordnete
zum Bundesrat, der derzeit insge-
samt 62 Mitglieder zählt. Zusam-
men ergibt das die erwähnten 67
weiblichen Abgeordneten – jedoch
in beiden Kammern. 27,3 Prozent
aller 245 Abgeordneten im Haus
am Ring sind also Frauen.

Nicht unter ihnen befindet sich
Maria Fekter, auch wenn wir ihre
Vita bei einem Gastkommentar so
aussehen lassen haben. Als Minis-
terin hat sie ihr Mandat zurückge-
legt, sie beschloss das Fremden-
recht also nicht auch noch selbst.
In früheren Zeiten war ein derarti-
ges Vorgehen jedoch möglich.

Ein Wort noch zu den Hexen
von Eastwick. Im RONDO der
Vorwoche war von diesen die
Rede. Es ging um ein Haus in
Massachusetts, das „schon
oft als Filmschauplatz ge-
nützt“ wurde – „etwa für
die John-Irving-Adaption
Die Hexen von Eastwick“.
Die Buchvorlage stammt
von John Updike. Otto Ranftl

Leserbeauftragter
Leserbriefe@derStandard.at
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HANS RAUSCHER

Das qualitativ Neue
an der Buwog-Affäre

Ein Poster auf
derStandard.at
möchte zur
Buwog-Affäre
wissen, ob frü-
her auch sol-
che Sitten ge-
herrscht hätten
oder ob das

KHG-Freunderlsyndrom neue
Qualität besitzt.

Nun, politisch gedeckte oder
sogar veranlasste Korruption
hat es in der Zweiten Republik
von Anfang an gegeben. In der
Affäre Krauland (VP) knapp
nach dem Krieg ging es um
verstaatlichte Betriebe. Der
verstaatlichte Sektor – der lan-
ge größer und wichtiger war als
der Private – besaß überhaupt
so etwas wie eine strukturelle
Korruption. Die beiden herr-
schenden Parteien ÖVP und
SPÖ bedienten sich beim öf-
fentlichen Gut: durch direkte
Parteifinanzierung, durch Be-
setzung von Posten mit Günst-
lingen. Nicht nur in Topposi-
tionen. Die personelle Überbe-
setzung bei ÖBB, Post, Ver-
bund, Voest etc. war ein Wäh-
lerbestechungsinstrument der
Parteien (meist der SPÖ).

Dann gibt es kriminelle
Fälle wie die „Lucona“-
Affäre. Der sowohl bunte

wie düstere Typ Udo Proksch
versuchte einen Großversiche-
rungsbetrug mit einem Schiff,
das er versenkte. Leider gingen
dabei sechs Matrosen drauf.
Der Darling der Wiener Schi-
ckeria mit Zugang zu Models
wurde lange gedeckt: von der
SPÖ (Außenminister Gratz),
der mitregierenden FPÖ (Justiz-
minister Ofner), von Polizei
und Justiz. Auch die Krone
hielt erstaunlich aktiv an der
Unschuldsvermutung fest. Die
ÖVP hatte ebenfalls ihre Affä-
ren, sie waren aber bescheide-
ner als bei der lange Zeit al-
leinregierenden SPÖ. Macht
korrumpiert, totale Macht kor-
rumpiert total (Lord Acton).

Was also ist der Unterschied
zu heute? Zunächst die Sum-
men. Bei der Steuerhinter-
ziehung, die dem damaligen
Finanzminister Hannes An-
drosch vorgeworfen wurde
(und wofür er rechtskräftig ver-
urteilt wurde), ging es um
sechs Millionen Schilling. Die
durch nichts zu begründende
und steuerhinterzogene Provi-
sion für die Grasser-Freunde
Meischberger und Hochegger
umgerechnet rund 130 Millio-
nen Schilling.

Die wirklich neue Qualität
besteht aber im ideologi-
schen Ansatz. Politische

Korruption war hauptsächlich
dadurch bedingt, dass der Staat
und damit die Parteien so viel
Einfluss in der Wirtschaft hat-
ten. Die Regierung Schüssel,
also die ÖVP-FPÖ-Koalition,
war mit dem Anspruch ange-
treten, mit der überbordenden
Staatswirtschaft aufzuräumen.

Haider hatte als Oppositio-
neller erbarmungslos Posten-
schacher und Korruption der
großen Koalition angegriffen.
Und was taten sie, kaum an der
Macht? FPÖ-Günstlinge kamen
massenhaft zum Zug. Der Im-
mobilienmakler Plech, ein äu-
ßerst rechter FPÖler, wurde in
den Vorgang der Privatisierung
eingeschleust. 62.000 Wohnun-
gen wurden zu einem Stück-
preis von durchschnittlich
15.000 Euro (!) an einen laut
Zeugenaussagen vorherbe-
stimmten Bieter (Es gilt die Un-
schuldsvermutung) verklopft.
Es flossen zehn Millionen Euro
Provisionen an Freunderln des
Finanzministers.

Schüssel sah diesem und
ähnlichem Treiben zu. Was er
und die FPÖ als „neues Regie-
ren“, gerühmt hatten, bot
enorm viel Filz, womit im Üb-
rigen auch die grundsätzlich
richtige Idee eines Rückbaus
des Staatseinflusses auf die
Wirtschaft diskreditiert war.
hans.rauscher@derStandard.at

Auf der Suche nach Antworten auf die Frage, warum
die oft beschworene „Zukunftsfähigkeit“ der Republik
sich in hohler Selbstbeweihräucherung erschöpft. Und
woran es liegen mag, dass das Lebensgefühl der Bürger

zunehmend Apathie und Resignation dominieren.

Dazu gehört auch, sich darüber
klar zu werden, wer denn Akteur
dieses Wandels sein kann.

Im Folgenden soll an vier Bei-
spielen gezeigt werden, dass dies-
bezüglich schwere Zweifel zu äu-
ßern fast unabweisbar ist – sowohl
was die Analyse-, als auch, was die
Gestaltungsfähigkeit betrifft.

Die Beispiele sind so gewählt,
dass sie nicht jene Klagen wieder-
holen, die schon niemand mehr
hören kann. Es geht also nicht um
die Vorzüge des Mehrheitswahl-
rechts, das – hätten wir es – für die
Demokratie alles andere glücklich
fügen würde; es geht nicht um die
Staatsreform, die – wenn sie denn
einesTagesbeschlossenwäre –uns
aller Budgetsorgen entheben wird.

Es geht ebenso wenig da-
rum, jene Entwicklungen
anzuführen, die auch in
Österreich Platz greifen
werden, weil wir als Mit-
glied – soll man sagen
glücklicherweise? – Ent-
scheidungen der EU in
nationalesRecht undhei-
mische Politik umzuset-
zen haben. Schließlich
geht es mir auch nicht da-
rum, irgendeine handli-
che sozialeUtopie zupro-

pagieren, die die Welt, wenn schon
nicht aus den Angeln zu heben, so
doch in einen Zustand zu verset-
zen verspricht, der das Leben erst
richtig lebenswert macht.

Zukunftsfähigkeit bedeutet, Po-
litikfelder so zu analysieren, dass
sich Konturen eines Konsenses ab-
zeichnen: Was ist das zu lösende
Problem und welche Vorschläge
welcher Interessensgruppen ste-
hen einander gegenüber?

Mit der tagtäglichen koalitionä-
ren Kompromisspraxis und deren
vermeintlichen oder tatsächlichen
Gefährdungen (Hacklerregelung!
EU-Kommissar! „Neidkonto“!) hat
das nichts zu tun, da diese ständig
darauf schielt, die eigene Klientel
versorgt zu wissen und insofern
nach wie vor vom Proporzdenken
bestimmt ist. Proporz ist die Kari-
katur von Konsens. Proporz-Kom-
promisse folgen der Logik des
Dealens. Konsensfindung ist Aus-
druck politischer Kultur.

Immer wieder Österreich: Realitätsblindheit als

Wohin geht Österreich? So
zu fragen unterstellt, es
gäbe noch wen, dessen

Sorgen über den Horizont der mor-
gigen Berichterstattung über das
heute vollmundig Verkündete hi-
naus reichen, der einen Plan hat,
der mehr als die Eroberung eines
bestimmten Postens oder dessen
Verteidigung gegen Konkurrenten
zum Inhalt hat.

Dem kann man mit Recht entge-
genhalten, dass sich glücklich die
fühlenkönnen,dienicht in interes-
santen Zeiten leben. Sicherheit,
Wohlstand und Stabilität sind das
Gegenteil dessen, was interessante
Zeiten auszeichnet. Was soll also
dieKlage? Spricht aus ihr nicht nur
Wohlstandsüberdruss?

Möglicherweise. Doch müsste
man mit Blind- und Taubheit ge-
schlagen sein, fiele einem nicht
auf, dass Apathie und Resignation
heute häufiger zu beobachten sind
als etwa noch vor zehn Jahren (als
die schöne neue Welt des Internets
Euphorie auslöste), vor zwanzig
(als das Ende Sowjeteuropas Hoff-
nungen weckte) oder noch mehr

Jahren (als gar soziale Utopien
sprießten).

Seit einem Jahr reden alle von
der Krise des Finanzmarktes. Aber
im Alltag merken davon nur jene
etwas, die einen Bekannten unter
den Entlassenen oder Kurzarbei-
tenden haben. Die Krise erleben
wir nicht, wir fürchten uns nur da-
vor. Und finden uns bereitwillig
mit der Zusicherung der institutio-
nalisierten Politik ab,
dass man „alles im Griff“
habe. Achselzucken statt
Aufbegehren scheint
zum Signum der Gegen-
wart geworden zu sein.

Wohin entwickelt sich
aber eine Gesellschaft,
wenn alle Zeichen auf
Weiterwurschteln ste-
hen? Oder anders formu-
liert: Wie zukunftsfähig
ist Österreich?

Zukunftsfähigkeit
meint, dass die kommenden Jahre
einer Absicht unterworfen wer-
den, weil ein Plan verfolgt wird.
Dazu bedarf es zuvor aber einer
Analyse der Mängel und einer rea-
listischen Beurteilung der Mög-
lichkeiten, sie zu verändern.

Christian Fleck*

Innovation als
Importware:
Viel Papier
und heiße Luft

Die Regierung Schüssel grün-
dete 2000 den Rat für For-
schung und Technologieent-

wicklung, der seither nicht müde
wird, die heimische Innovations-
politik beflügeln zu wollen. Berge
von Papier wurden produziert, vor
allem aber tat sich der Rat mit der
Verkündigung von Strategien her-
vor:Auf die 2005 verkündete „Stra-
tegie 2010“ folgte 2007 eine „Exzel-
lenzstrategie“, und im vergange-
nen August wurde in Alpbach die
„Strategie 2020“ feierlich aus der
Taufe gehoben, an deren Ausarbei-
tung mitzuwirken „alle“ eingela-
den waren, wofür ein eigenes Web-
portal eingerichtet wurde. Aber-
mals wurden viel Papier und noch
mehr Kilobyte beschrieben – zum
Beispiel unter der verlockenden
Überschrift „Vision 2020“ mit Sät-
zen wie diesem: „Österreich ist
eine erfolgreiche und international
anerkannte Innovationsnation. Ex-
zellente Forschung und radikale

Innovationen sind die Basis für
Österreichs führende Position ...“
Wer da noch weiter liest, demons-
triert Leidensfähigkeit.

Als Beratungsorgan der Bundes-
regierung formuliert der Rat nicht
deren Strategie, sondern rät ihr nur
zu einer. Eine Strategie ist ein Plan
von jemandem, der mehr oder we-
niger klare Interessen verfolgt. Ihr
Vorhandensein soll sicherstellen,
dass die Richtung nicht alle paar
Augenblicke geändert wird. Wo
eine Strategie zustande kam, weil
vorher widerstreitende Interessen
ausgelotet und Kompromisse ge-
funden wurden, mag es Sinn ma-
chen, eine Agentur einzurichten,
die darüber wachen möge, dass
nicht vom vereinbarten Weg abge-
kommen werde. Doch diese Agen-
tur mit der Ausarbeitung, Umset-
zung und Überwachung zu beauf-
tragen heißt, sie allein zu lassen
mit den widerstreitenden und zu-
meist mächtigeren Interessengrup-
pen.

Eine Rat-Einsicht mit dem zwei-
felhaften Wert, den Plattitüden
nun einmal haben, besteht darin,
dass seine Experten herausgefun-
den haben, dass Österreich zu den
„Innovation Followers“ zähle, die
das nachmachen, was die „Innova-
tion Leaders“ kreierten, und zur
Beruhigung wird aufgezählt, wel-
che Staaten mit uns in der B-Liga
spielen. Für das Politikfeld Innova-
tionsstrategie trifft tatsächlich zu,
was der Rat aber genereller mein-
te: Alle Bestandteile der heimi-
schen Innovationspolitik der ver-
gangenen beiden Jahrzehnte wur-
den aus dem Ausland, vor allem
aus der EU-Zentrale, importiert:
der Rat selbst, die 3%-Quotenma-
gie, die Führer und Gefolgschaft-
Unterscheidung etc.

Verzichtet wurde hingegen auf
eine Analyse der Bedingungen
möglicher Innovationspolitik. Sie
hätte an ein paar Eckpfeilern öster-
reichischer Realpolitik rütteln
müssen, um beispielsweise zu ent-
rätseln, wie in einem Land, in dem
alle entscheidenden Positionen
proporzmäßig besetzt waren und
sind, dennoch eine international
beachtliche Wirtschaftsleistung
erzielt werden konnte.

Stattdessen trotten die Innova-
tionsratgeber brav hinter den Ko-
lonnen her und glauben, das wäre
schon eine Innovation. Auf diese
Weise haben wir alles, was alle an-

Es geht voran: Der Kanzler dankt für ein Präsent der Milchbauern, ...

Befund eines
Skeptikers:
Christian
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